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Mehr Kohle heißt die Parole
Steigende  Mieten,  explodierende 
Strom-  und  Benzinpreise,  Mehr-
wertsteuererhöhung.  Vielen reicht 
der Lohn schon lange nicht mehr. 
Für  den  Sohn,  der  mit  25  noch 
nicht mit der Ausbildung fertig ist, 
hat  man  keinen  Anspruch  mehr 
auf Kindergeld und es fehlen 154 
Euro in der Haushaltskasse. Wenn 
die  Tochter  studiert  und  1.000 
Euro  Studiengebühren  im  Jahr 
aufgebracht  werden müssen,  gibt 
es vor einer finanziellen Krise oft 
kein  Entrinnen.  Viele  KollegInnen 
sind verschuldet oder können sich 
nur  mit  einem  Nebenjob  über 
Wasser halten. Nach Angaben der 
Bundesagentur  für  Arbeit 
verdienten 13.000 Beschäftigte im 
öffentlichen  Dienst  im  Jahr  2006 
sogar  so  wenig,  dass  sie  eine 
Aufstockung nach Hartz IV in An-
spruch nehmen mussten.

Höchste Zeit für eine 
Lohnoffensive

Der Gehaltstarif des TVöD kann zum 
31.12.07  gekündigt  werden.  Nach 
jahrelangen  Reallohnverlusten  und 
angesichts  der  Tatsache,  dass 
wegen  der  mehrfachen  Nullrunden 
(die Einmalzahlungen in 2005, 2006 
und  2007  waren  nicht  tabellen-
wirksam),  die  Tabellenlöhne  im 
Januar 2008 genauso niedrig wie im 
Mai  2004  sind,  brauchen  wir  eine 
kräftige  Lohnerhöhung.  Und  damit 
die  unteren  Lohngruppen  stärker 
angehoben  werden,  brauchen  wir 
eine Festgeld- anstelle einer Prozent-
erhöhung.

TVöD/TV-L 
nachbessern!

Nachdem der TVöD zum 1.10.05 und 
der  TV-L  zum  1.11.06  eingeführt 
wurden,  ist  mittlerweile  jedem 
Beschäftigten  klar,  dass  dies  Ab-
senkungstarifverträge sind. Vieles ist 
überhaupt  nicht  mehr  tariflich  ge-
regelt.  Die  Arbeitgeber  verweigern 

die  Umsetzung  der  Nachverhand-
lungsergebnisse  des  TVöD  vom 
Herbst 2006 (48 offene Regelungen) 
bzw. machen sie von der Akzeptanz 
einer Arbeitszeitverlängerung auf das 
bereits bei den Landesbeschäftigten 
in  Bayern erhöhte  Niveau  von  40,1 
Stunden abhängig. Wie nicht anders 
zu erwarten,  wollen die  Arbeitgeber 
den  leistungsabhängigen  Lohnbe-
standteil  zu  einer  Nasenprämie 
machen.  Die  endgültigen  Ein-
gruppierungen  sind  noch  offen.  Die 
Arbeitgeber  wollen 
hier  weitere  Absen-
kungen – besonders 
in  den  Arbeiter-
bereichen  -  durch-
setzen.  Die  Tarif-
runde  2008  muss 
genutzt  werden,  um 
weitere  strukturelle 
Verschlechterungen 
im  TVöD  zu  ver-
hindern  und  dringend  notwendige 
Korrekturen  nach  oben  durchzu-
setzen.

Wir schlagen vor

● 300  Euro  mehr  im  Monat  für 
alle Arbeiter,  Angestellten und 
Beamten.  Das  entspricht  bei 
einem  Bruttolohn  von  2.500 
Euro 12,5%.

● 150 Euro mehr für alle Azubis. 
● Keinerlei  Kompensationsge-

schäfte und Öffnungsklauseln.
● Laufzeit bis 31.12.08, damit die 

Tarifeinheit  mit  den  Landes-
beschäftigten  wieder  herge-
stellt wird.

Wir schlagen vor:

● Durchsetzung aller offenen Regelungen (Restanten) des TVöD/TV-L 
und kein Abschluss unter Niveau des BAT/BMT-G/MTArb.

● Weg mit der Billiglohngruppe EG 1.
● Keine  Herabstufung  bei  Stellenwechsel.  Volle  Anerkennung  der 

Berufserfahrung.
● Das  Eingruppierungsniveau  einer  neuen  Entgeltordnung  muss 

mindestens dem BAT/BMT-G entsprechen und darf an Rechtsklarheit 
nicht  dahinter  zurückfallen.  Solange  es  keine  neuen  tariflichen 
Eingruppierungen  gibt,  muss  die  Fortführung  der  Eingruppierungs-
Übergangsregelung über den 31.12.07 festgeschrieben werden.

● Kinderzulagen statt „Leistungsentgelt“. Weg mit der „Leistungsentgelt-
Regelung“ §18 ab 2009.

● Ersatzlose  Kündigung  des  Tarifvertrags  Meistbegünstigung 
(Arbeitszeitverlängerung)  und  des  Absenkungstarifvertrags 
„Zukunftssicherung der Krankenhäuser“ (TV Zusi).

● Unsere  Antwort  auf  die  Forderung  der  Arbeitgeber  nach 
Arbeitszeitverlängerung:  35-Stunden-Woche  bei  vollem  Lohn-  und 
Personalausgleich.
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Wer, wenn nicht wir?
Wir dürfen nicht abwarten, bis ver.di-
Bundesvorstand  und  Bundestarif-
kommission  (BTK)  eine  viel  zu 
bescheidene  und  demobilisierende 
Forderung vorgeben (erinnert sei an 
„3 plus x“ im Jahr 2002).  Der Tele-
kom-Abschluss  ist  eine  neue  War-
nung. Nur wenn wir uns von Anfang 

an  in  die  Tarifrunde  einmischen, 
werden  wir  was  erreichen.  Der  in 
neun  Fachbereiche  zersplitterte 
öffentliche Dienst muss im Interesse 
einer  gemeinsamen  Diskussion, 
demokratischen  Entscheidung  und 
hohen  Schlagkraft  auf  den  ver-
schiedenen  Ebenen  durch  fach-
bereichsübergreifende  Versamm-
lungen  zusammengeführt  werden. 

Wir  brauchen  eine  demokratische 
Wahl- und Abwahlmöglichkeit für die 
Mitglieder  der  BTK  und  gläserne 
Tarifverhandlungen.
Schon jetzt ist klar, dass wir in 2008 
nicht um einen Streik herumkommen 
werden.  Deshalb  ist  es  notwendig, 
sich  schon  jetzt  darauf  einzustellen 
und Vorbereitungen zu treffen.

"Notwendig  wären  jähr-
liche  Abschlüsse,  in 
denen  der  verteilungs-
neutrale  Spielraum  voll 
ausgeschöpft  wird.  Im 
Zeitraum 2000 bis 2005 
hat  sich  die  Unter-
ausschöpfung  des  ver-
teilungsneutralen  Spiel-
raums jedoch bereits auf 
sechs  Prozent  sum-
miert!  Da  gleichzeitig 
übertarifliche  Zuwen-
dungen  gestrichen  wur-
den, beträgt die effektive 
Unterausschöpfung  so-
gar rund elf Prozent. Für 
2006 und 2007 müßten 
mindestens  Abschlüsse 
in  der  Größenordnung 
von  3,6  -  3,8  Prozent 
bzw. 3,0 - 3,8% erreicht 
werden. Ansonsten wür-
de die Lohnquote weiter 
fallen" 

(Wirtschaftspolitische 
Informationen von ver.di  
5/06)
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Das Volkseinkommen ist 
zwischen 2000 und 2006 
mit  206  Milliarden  Euro 
um  13,5%  gestiegen. 
Die  Reallöhne  sind  in 
der  Zeit  um  6% 
gesunken.  Die  Gewinne 
erhöhten sich in der Zeit 
um  38%  oder  161 
Milliarden  Euro.  D.h. 
80%  des  gestiegenen 
Volkseinkommens 
haben  die  Empfänger 
von  Gewinn-  und  Ver-
mögenseinkommen  kas-
siert. 

(Wirtschaftspolitische 
Informationen  ver.di-
Bundesvorstand 3/2007) 

Riesterrente 49€ 
+49€

Energie/Wasser/
Nebenkosten 180€ 

+59€

Info/Bildung/
Erziehung 80€ +7€

Kommunikation/
Telefon/PC 80€ 

+7€

Lebensmittel 450€ 
+27€

Benzinkosten 160€ 
+53€

Miete 550€ +55€

Haushalt, 
Möbel/Bekleidung, 

Schuhe 180€ 
+16€

Die durchschnittliche 
Preissteigerungsrate von 
2005 bis 2007 beträgt ca. 
+6%

Die Explosion der Energie-
preise trifft den Kollegen 
besonders hart. Gleichzeitig 
fällt die Fahrtkosten-
pauschale teilweise weg.
+30%

Die Mehrwertsteuererhöhung zum 1.1.2007 
belastet die meisten Ausgabepostionen zu-
sätzlich. Die angebliche Gegenfinanzierung 
durch Senkung der Arbeitslosenversiche-
rung wurde - wie oben zu sehen - schon 
durch die erhöhten Krankenkassenbeiträge 
und die Rentenversicherung aufgefressen.
+3%

Die Preisentwicklung 
schlägt sich natürlich 
irgendwann auch auf die 
Wohnungsmieten nieder. 
In unserem Beispiel gab 
es eine Mieterhöhung in 
Höhe von +10%

Um die vollen staat-
lichen Zulagen für die 
Riesterrente zu er-
halten, müssen ab 
2008 4% vom Brutto 
eingezahlt werden.
+100%

Indiv. Preis-
steigerung

(2004 => 2007)
+290€

+ 15%

Sonstiges 
50€ +5€

Versicherungen/
Kfz-Steuer 

80€ +7€
Gesundheit/Pflege

50€ +5€

Die individuelle Steigerung der Lebenshaltungskosten eines alleinverdienenden Kollegen (TVÖD 
EG 8, verh. und ein Kind) beträgt 15%, ohne Berücksichtigung jüngster Entwicklungen, wie z.B. 
die drastischen Erhöhungen der Lebensmittelkosten. Der Nettolohn blieb jedoch seit  Mai 2004 
gleich hoch. Für 2008 brauchen wir spürbare Erhöhungen!


